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GATT-Welthandelssystem: Freier Welthandel zur Sicherung der Leistungskraft 
der deutschen Wirtschaft, Integration Osteuropas in die Weltwirtschaft 
und Überwindung des Nord-Süd-Konfliktes 

Die Bundesrepublik Deutschland hat ein vitales Interesse daran, 
daß die GATT-Verhandlungen im Rahmen der Uruguay-Runde 
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über die Neuordnung des Welthandels so schnell wie möglich 
erfolgreich abgeschlossen werden. Der freie Welthandel muß 
erhalten und weiter ausgebaut werden, damit die deutsche Wirt-

schaft ihre Leistungskraft erhalten und verbessern und ein zügi-
ger Aufbau der neuen Bundesländer erfolgen kann. Auch die 

Integration der Reformländer Mittel- und Osteuropas und der So-
wjetrepubliken in die Weltwirtschaft sowie Fortschritte bei der 

Überwindung der Schuldenkrise der Entwicklungsländer ein-
schließlich der Verbesserung ihrer Wirtschaftskraft und Lei-
stungsfähigkeit werden entscheidend gefördert, wenn die GATT-
Uruguay-Runde erfolgreich abgeschlossen wird. Auch die Ar-
mutswanderungen von Süden nach Norden und damit das Pro-
blem der aus wirtschaftlichen Gründen Asylbegehrenden werden 
nur wirksam gelöst werden können, wenn das ökonomische Ge-
fälle zu den Ländern der Dritten und Vierten Welt nicht zuletzt 
auch durch substantielle Zugeständnisse der Industrieländer bei 
den GATT-Verhandlungen abgebaut wird. Der Wanderungs-
druck auf Europa und die Bundesrepublik Deutschland und die 
damit verbundenen wirtschaftlichen und politischen Probleme 
können nur durch Bekämpfung der Flucht- und Wanderungsursa-

chen gemildert werden. 

Aufgrund ihrer intensiven Verflechtung in der Weltwirtschaft ist 
die Bundesrepublik Deutschland wie kaum ein anderes Land von 
einem freien Welthandel abhängig. Ein großer Teil unseres Wohl-
standes, die Einkommensentwicklung und die Sicherheit unserer 
Arbeitsplätze hängen in hohem Maße von optimalen Rahmenbe-
dingungen für den Welthandel ab. Eine Verbesserung der inter-
nationalen Arbeitsteilung durch den Abbau bestehender Be-
schränkungen des Welthandels und die Durchsetzung eines 
fairen Wettbewerbs auf dem Weltmarkt würde der Bundesrepu-
blik Deutschland in besonderem Maße zugute kommen. Dagegen 
würden ein weltweites Anwachsen des Protektionismus, das Ent-
stehen voneinander abgeschotteter regionaler Handelsblöcke, 
zunehmender Bilateralismus internationaler Handelsbeziehungen 

und kostspielige Handelskriege vor allem für die deutsche Wirt-
schaft zu schweren Nachteilen und einem Verlust von Arbeitsplät-

zen führen. 

Wegen der außerordentlichen Bedeutung des freien Welthandels 
für die Bundesrepublik Deutschland hat der Mißerfolg der GATT

-

Konferenz vom Dezember letzten Jahres, bei der ursprünglich 
bereits der Abschluß der Uruguay-Runde vorgesehen war, vor 
allem der deutschen Wirtschaft geschadet. An dem Scheitern die-
ser Konferenz trug die Bundesregierung aufgrund ihres Fest-
haltens an ihrer verfehlten Agrarpolitik ein erhebliches Maß an 
Mitschuld. Durch ihre Weigerung, einen substantiellen Abbau des 
Agrarprotektionismus und des Subventionsunwesens in der 
Agrarwirtschaft vorzunehmen, ist die Bundesregierung mit dafür 
verantwortlich, daß Restriktionen des Welthandels unverändert 
fortbestehen und wichtige, für die deutsche Wirtschaft regelungs-
bedürftige Fragen, wie Schutz geistigen Eigentums und Öffnung 
der Märkte für Dienstleistungen, ungelöst sind. Die deutsche 
Wirtschaft ist durch das Verhalten . der Bundesregierung zum 
Hauptleidtragenden der überholten Agrarpolitik geworden. 
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Eine wirksame Reform der europäischen Agrarpolitik ist überfäl-
lig. Die gegenwärtige Agrarpolitik bringt für die Erhaltung eines 
intakten Naturhaushaltes, Verbraucher, Steuerzahler, Drittländer 
und auch für die Landwirte selbst mehr Nachteile als Vorteile. So 
kommt heute nur noch ein Bruchteil der staatlichen Fördermittel 

bei den Landwirten an. Ein erheblicher Teil der Agrarsubventio-
nen dient der Lagerung und dem Export von Überschüssen zu 
Dumpingpreisen auf dem Weltmarkt. Auch aufgrund der Haus-

haltslage der EG ist eine grundlegende Reform des EG-Agrar-
systems unausweichlich. Da eine Einigung in der Agrarfrage 

inzwischen zum Dreh- und Angelpunkt der GATT-Verhandlun-
gen geworden ist, muß sich die EG umgehend auf eine kompro-
mißfähige Verhandlungsposition einigen. 

Mit den von der Bundesregierung am 9. Oktober 1991 vorgeleg-
ten Leitlinien für die Verhandlungen zur Reform der europäischen 
Agrarpolitik gibt die Bundesregierung zu, daß ihre bisherige 
Agrarpolitik gescheitert ist. Die versuchten Mengenreduzierun-
gen über Flächenstillegungen und Quoten sind fehlgeschlagen. 
Die Bundesregierung mußte einräumen, daß die Einkommen der 
Bauern neben den am Markt erzielbaren Preisen über direkte Hil-
fen gesichert werden müssen. Dennoch sind die von der Bundes-
regierung vorgelegten Leitlinien halbherzig, widersprüchlich und 
in wesentlichen Punkten unbestimmt. Nach wie vor sollen nach 
Auffassung der Bundesregierung die Agrarüberschüsse primär 
über Flächenstillegungen und Quotenregelungen abgebaut wer-
den. Nach den Beschlüssen der Bundesregierung soll zwar der 
effektive Marktzugang verbessert werden, gleichzeitig wird aber 
ein ausreichender Außenschutz betont. Aus den Beschlüssen geht 
auch nicht hervor, wie der Einkommensausgleich in der Landwirt-
schaft gestaltet werden soll. Insgesamt reichen die Vorschläge der 
Bundesregierung nicht aus, die Überschußproduktion in der EG 
wirksam einzudämmen und Importbehinderungen in notwendi-

gem Umfang abzubauen. Durch die Beschlüsse werden in der 
Agrarpolitik weiterhin falsche Signale gesetzt; sie sind keine 
ausreichende Garantie für einen Erfolg der GATT-Runde. Hinzu 
kommt, daß jeder Ansatz einer ökologischen Orientierung in der 
Landwirtschaft der EG in den Beschlüssen der Bundesregierung 
fehlt. 

Unter Berücksichtigung der überragenden deutschen Interessen 
an einem positiven Abschluß der GATT-Verhandlungen fragen 
wir die Bundesregierung: 

I. Allgemeines 

1. Wie groß ist die Anzahl der Beschäftigten, die vom Export 
abhängig sind, und wie hoch ist ihr Anteil an der Gesamtzahl 
der Beschäftigten 

a) in den alten Bundesländern, 

b) in den neuen Bundesländern, 

c) insgesamt? 

2. Wie hoch ist der Anteil des Bruttosozialproduktes in der Bun-
desrepublik Deutschland, der direkt oder indirekt vom Export 
abhängig ist? 
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Wie hoch ist der Anteil der Landwirtschaft am Brutto-
inlandsprodukt in der Bundesrepublik Deutschland? 

3. Wie hoch ist der Anteil des Agrarsektors am Welthandel, und 
wie hat sich dieser Anteil in den letzten zehn Jahren ent-

wickelt? 

4. Welche typischen Beschränkungen des freien Welthandels 

sind der Bundesregierung bekannt 

a) auf seiten der Bundesrepublik Deutschland, 

b) auf seiten der Europäischen Gemeinschaft, 

c) auf seiten Japans, 

d) auf seiten der Vereinigten Staaten von Amerika? 

Welche Bemühungen hat die Bundesregierung bisher unter-
nommen, diese Beschränkungen zu beseitigen, und weshalb 
haben diese Bemühungen bisher nicht zum Erfolg geführt? 

II. Landwirtschaft 

5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Vorschläge von EG

-

Agrarkommissar MacSharry zum Abbau der Agrarsubventio-
nen in der EG, und welches Konzept hat sie dem gegebenen-
falls entgegenzusetzen? 

6. Ist die Bundesregierung bereit, nunmehr innerhalb der EG 
eine führende Rolle bei der notwendigen Reform der europäi-
schen Agrarpolitik zu übernehmen, um der Durchsetzung der 
deutschen exportpolitischen Interessen angemessen Rech-
nung zu tragen, aber auch, um eine umweltverträgliche Land-
wirtschaft EG-weit durchzusetzen? Wenn ja, welche spezifisch 
bindenden Verpflichtungen sollen ihrer Auffassung nach in 

bezug auf 

a) den Zeitrahmen und Höhe der Abbauschritte in den drei 
Teilbereichen interne Stützung, Marktzugang und Export-
subventionen, 

b) die EG-weite Durchsetzung umweltverträglicher Produk-

tionsweisen und Produkte 

eingegangen werden? 

7. Treffen Presseberichte zu, nach denen sich die Bundesrepu-
blik Deutschland im Dezember letzten Jahres zusammen mit 
Frankreich gegen die Vorschläge der EG-Kommission zum 
Abbau der Agrarsubventionen in Europa ausgesprochen hatte 
und damit eine Einigung auf der vorgesehenen GATT-Ab-
schlußkonferenz im Dezember letzten Jahres verhindert hat? 

Wenn ja, wie wird die Bundesregierung verhindern, daß es 
erneut zu einem Scheitern der GATT-Verhandlungen kommt? 

8. Wie hoch sind die jährlich aus dem Bundeshaushalt, den 
Länderhaushalten und dem EG-Haushalt gezahlten staat-
lichen Agrarsubventionen pro Kopf der in der deutschen 
Landwirtschaft Beschäftigten? 

9. Wie hoch sind die Agrarsubventionen, und um wieviel wird 
dadurch der deutsche Steuerzahler im • Durchschnitt jährlich 
belastet? 
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10. Wie hoch schätzt die Bundesregierung den jährlichen Verlust 
an Auslandsaufträgen, Wachstum und Arbeitsplätzen im ge-
werblichen Bereich in der Bundesrepublik Deutschland, der 
dadurch entsteht, daß Einkommen in wettbewerbsfähigen 
Agrar-Drittländern durch Exportsubventionen für EG-Agrar-

erzeugnisse vernichtet werden? 

11. Wie verträgt sich die von der Bundesregierung stets erhobene 
Forderung nach Liberalisierung des Welthandels und zum 

Abbau handelspolitischer Hemmnisse mit ihrer bisherigen 
Haltung, den Agrarprotektionismus in der Bundesrepublik 
Deutschland und in der Europäischen Gemeinschaft aufrecht-
erhalten und einen wirksamen Abbau des Protektionismus 
bisher stets verhindert zù haben? 

12. Ist die Bundesregierung bereit, nachdem ihr Konzept der 
Mengenbegrenzung über Stillegung von Produktionskapazi-
täten weitgehend gescheitert ist, durch Vorlage eines zu-

kunftsbezogenen Agrarreformkonzeptes dem berechtigten 
Anliegen der deutschen Landwirte Rechnung zu tragen, um-
gehend Klarheit über die agrarpolitischen Eckdaten für die 
künftige Entwicklung zu erhalten, die sich aus den GATT

-

Verhandlungen und der Reform der europäischen Agrarpolitik 

ergeben? 

Wie will sie insbesondere das Problem der Getreideüber-
schüsse, die in diesem Jahr rund 45 Millionen Tonnen betra-
gen und im kommenden Jahr voraussichtlich rd. 50 Millionen 
Tonnen zusätzlich betragen werden, lösen, ohne daß diese 
Mengen zu Dumpingpreisen auf den Weltmarkt zu Lasten der 
Länder der Dritten Welt und Osteuropas gelangen? 

13. Gedenkt die Bundesregierung bei der EG-Kommission darauf 
hinzuwirken, daß das Verhandlungsangebot der EG bei den 
GATT-Verhandlungen nachgebessert wird, um zusätzliche 
Importe für Agrarerzeugnisse in die Europäische Gemein-

schaft auch aus den osteuropäischen Reformländern zu er-

möglichen? 

Welchen Beitrag leisten andere GATT-Mitglieder, vor allem 
die USA und Japan, um zusätzliche Agrarimporte aus den 
osteuropäischen Reformländern zu ermöglichen? 

14. Welche Position hat der Bundeskanzler im Konflikt zwischen 
dem Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und For-

sten, der sich bisher für mengengebundene und damit pro-
duktionssteigernde Zahlungen an die Landwirte einsetzt und 
dem Bundesminister für Wirtschaft, der eine stärkere Um-
schichtung zugunsten direkter Einkommenshilfen an die Bau-
ern präferiert? 

Ist die Bundesregierung in diesem Zusammenhang bereit, sich 
die seit langem von der SPD erhobene Forderung zu eigen zu 
machen, produktionssteigernde Subventionen durch produk-
tionsneutrale , weniger wettbewerbsverzerrende Direktzah-

lungen an die Bauern zu ersetzen? 
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III. Entwicklungsländer 

15. Durch welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung 
sicherzustellen, daß der Zugang der Entwicklungsländer zum 
europäischen Markt ausgeweitet wird, damit die Chancen die-
ser Länder verbessert werden, die notwendigen Devisenein-

nahmen zur Begleichung ihrer Schulden und zur Verbesse-
rung ihrer Wirtschaftskraft und Leistungsfähigkeit zu erzielen, 

um damit auch zur Linderung des Wanderungsdrucks auf die 
Industrieländer aus wirtschaftlichen Motiven beizutragen? 

16. Wie hoch sind die jährlichen Einkommenseinbußen der Ent-
wicklungsländer, die ihnen durch den Protektionismus entste-
hen, insbesondere durch den Agrar- und Industrieprotektio-

nismus einschließlich der progressiven Zollgestaltung (soge-
nannte Zoll-Eskalation)? 

Und wie hoch sind diese Einkommenseinbußen im Verhältnis 
zur Höhe der Zinsen, die die Entwicklungsländer jährlich auf-
grund ihrer Verschuldung zu leisten haben? 

17. Wie wird sichergestellt, daß die Entwicklungsländer auch 
künftig zu vertretbaren Bedingungen Lizenzen und Patente 
zur Verwertung erhalten, vor allem für Techniken zur ökologi-
schen Produktion und im Bereich der Pharmaprodukte? 

18. Wie kann die Verhandlungsposition der Entwicklungsländer 
im Rahmen des GATT institutionell gestärkt werden, um das 
wachsende Gefälle zwischen dem industrialisierten Norden 
und den wirtschaftlich ärmsten Ländern des Südens abzu-
bauen und die Entwicklungschancen der Länder der Dritten 
Welt wirksam zu verbessern? 

19. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß im Handelsver-
kehr weltweit die Durchsetzung sozialer Mindeststandards 
vereinbart werden sollte, und wenn ja, welche konkreten 
Vorschläge hat sie in diesem Zusammenhang bei der Formu-
lierung der EG-internen Verhandlungsposition gemacht? 

Wie soll sichergestellt werden, daß diese Mindeststandards 
vor allem in den Entwicklungsländern auch tatsächlich einge-

halten und sanktioniert werden? 

20. Inwieweit sind die von Weltbank und IWF geforderten Struk-
turanpassungsmaßnahmen zur Lösung der Schuldenkrise in 
den Entwicklungsländern kompatibel mit der derzeitigen 
Handelspolitik der Industrieländer? 

IV. Institutionelle Reform des GATT 

21. Tritt die Bundesregierung für eine institutionelle Aufwertung 
des GATT — eventuell ausgestattet mit Sanktionsbefugnissen — 
ein, die dem GATT eine vergleichbare Stellung wie dem 
Internationalen Währungsfonds und der Weltbank verschafft, 
um wirksam eine unbehinderte internationale Arbeitsteilung 
zu garantieren und die Effizienz eines freien Welthandels zu 
verbessern? 
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Wenn ja, wie soll eine institutionelle Aufwertung des GATT 

aussehen? 

22. Wie soll nach Auffassung der Bundesregierung eine Verbesse-
rung der Streitschlichtungsverfahren im Rahmen des GATT 

aussehen? 

23. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun in Anbetracht der 
Tatsache, daß es einen engen Zusammenhang zwischen Han-
dels- und Währungspolitik in der Weise gibt, daß gezielte 
Währungsabwertungen zur Verbesserung der Exportposition 

eines Landes bzw. Verteuerung der Importe unter Umständen 
eine größere Wirkung als Dumpingpreise bzw. Einfuhrzölle es 

haben können? 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, daß es 
diesbezüglich zu einer engen Zusammenarbeit zwischen 
GATT und IWF kommt, und wie sollte diese Zusammenarbeit 
konkret erfolgen? 

V. Einzelthemen der GATT- Verhandlungen 

24. Wie will die Bundesregierung sicherstellen, daß im Rahmen 

des GATT eine Verbesserung des Schutzes geistigen Eigen-

tums erreicht wird, an der gerade die deutsche Industrie größ-

tes Interesse hat? 

Gibt es in dieser Frage Doppelzuständigkeiten etwa zwischen 
dem GATT und der Weltorganisation für Geistiges Eigentum? 

25. Ist die  Bundesregierung der Auffassung, daß das im Juli 1991 
ausgelaufene und vorläufig bis Ende 1992 verlängerte Welt-
textilabkommen durch ein neues Abkommen ersetzt werden 
muß, mit dem der Textil- und Bekleidungssektor nach einer 
angemessenen Übergangszeit allmählich wieder ins GATT 

integriert wird? 

Wenn ja, wie lange soll nach ihrer Vorstellung diese Über-
gangszeit dauern, und wie soll der Modus der Quotenauf-

stockung ihrer Auffassung nach aussehen? 

Sollen bei Nichteinhaltung sozialer Mindeststandards oder bei 
Verstößen gegen Schutz geistigen Eigentums auf seiten der 
Entwicklungs- und Schwellenländer Liberalisierungszuge-

ständnisse teilweise wieder zurückgenommen werden? 

26. Was unternimmt die Bundesregierung zum Abbau nicht-tari-
färer Handelshemmnisse in anderen Ländern? 

Hat sie vor, gegen mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen 
vorzugehen, und welche Position hatte sie bei dem kürzlich 
zwischen der EG und Japan ausgehandelten „freiwilligen 
Export-Selbstbeschränkungsabkommen" für die japanische 
Autoindustrie bezogen? 

27. Welche Position hat die Bundesregierung in der Frage der 
Ausdehnung der EG-internen Liberalisierung im Bereich des 
öffentlichen Beschaffungswesens auf alle GATT-Mitglieder? 
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28. Welche Haltung nimmt die Bundesregierung in der Frage ein, 
die Effizienz des GATT-Kodex für Subventionen zu ver-
bessern? 

Für wie glaubwürdig hält die Bundesregierung ihre Forde-
rung, wegen der wettbewerbsverzerrenden Wirkung von Sub-

ventionen gegen andere Länder vorzugehen, wenn sie selbst 
und die EG in weiten Bereichen Subventionen in großem Um-

fang gewähren? 

29. Welche Haltung nimmt die Bundesregierung in der Frage der 
Anti-Dumping-Maßnahmen ein? 

Hält sie das Vorgehen der EG bei den von ihr durchgeführten 
Anti-Dumping-Verfahren für berechtigt? 

Welche konkreten Vorschläge zur Verbesserung von Anti-
Dumping-Verfahren hat die Bundesregierung gemacht? 

Und wie kann die Bundesregierung sicherstellen, daß Anti-
Dumping-Verfahren in Europa nicht als protektionistisches 
Instrument mit negativen Folgen für die Verbraucher einge-
setzt werden? 

30. Hält es die Bundesregierung für sinnvoll und aussichtsreich, 
ein neues multilaterales Regelwerk für den internationalen 

Dienstleistungshandel im Rahmen des GATT zu schaffen, oder 
soll ihrer Auffassung nach bei Ausbleiben einer Einigung aller 
GATT-Mitglieder der Dienstleistungshandel außerhalb des 
GATT geregelt werden? 

Treffen Presseberichte zu, wonach die Vereinigten Staaten 
von Amerika die drei großen Sektoren Seeverkehr, Luftver-
kehr und Telekommunikation aus dem Übereinkommen aus-
klammern wollen? 

Welche Auswirkungen werden sich nach Einschätzung der 
Bundesregierung für die Bundesrepublik Deutschland er-
geben, wenn im Zuge der Liberalisierung des internationalen 
Dienstleistungshandels auch die Freizügigkeit für Arbeits-

kräfte hergestellt ist? 

31. Welchen Standpunkt nimmt die Bundesregierung in der Frage 
der sogenannten handelsrelevanten Investitionsmaßnahmen 
ein, vor allem in bezug auf local-content-Vorschriften, die 
Höhe des Gewinntransfers, Beteiligung von inländischen, 
nicht-kommerziellen Körperschaften an Unternehmensent-

scheidungen? 

Welche Auswirkungen würden sich bei einem Verbot etwa 
von local-content-Bestimmungen auf die deutsche Wirtschaft 
in den alten und neuen Bundesländern ergeben? 

32. Würde sich nach Einschätzung der Bundesregierung eine 

Liberalisierung auf den p rivaten Finanzsektoren, beispiels-

weise auf dem p rivaten Versicherungssektor, im Rahmen des 
GATT aufgrund des erhöhten Wettbewerbsdrucks eher positiv 
oder negativ auf die deutschen Verbraucher auswirken? 
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Auf welche Weise wäre sichergestellt, daß die in den GATT-
Mitgliedsländern bestehenden unterschiedlichen Rechts-

systeme und Schutzniveaus in der privaten Versicherungs-
wirtschaft sich nicht zum Nachteil der deutschen Verbraucher 

auswirken? 

Ist in diesem Zusammenhang an eine zentrale Aufsicht oder 
an eine Aufsicht im Sitzland nach harmonisierten Standards 

gedacht? 

Wie schätzt die Bundesregierung die Auswirkungen der 
GATT-Verhandlungen auf andere Bereiche des Finanzsektors 
in der Bundesrepublik Deutschland ein, beispielsweise. auf 
den Bereich der Investmentbanken? 

VI. Ökologische Probleme des internationalen Handels 

33. Wie will die Bundesregierung bei den GATT-Verhandlungen 

sicherstellen, daß die für den Weltmarkt hergestellten Agrar-
produkte der Entwicklungsländer keine oder geringere nega-
tive ökologische Auswirkungen in diesen Ländern haben? 

34. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über den Export 
von gefährlichen Abfällen aus dem Gebiet der Bundesrepu-

blik Deutschland bzw. der EG in Länder der Dritten Welt vor, 
und hält sie die Regelungen der Baseler Konvention für aus-

reichend zur Verhinderung solcher Exporte? 

Wenn nicht, wird die Bundesregierung sicherstellen, daß die-
ses Problem bei den GATT-Verhandlungen einer Lösung 

näher gebracht wird? 

35. Wie beurteilt die Bundesregierung den Export bzw. die Ver-
lagerung von Produktionsanlagen, die den umweltrechtlichen 
Anforderungen der Exportländer nicht mehr genügen, in Län-
der der Dritten Welt? 

In welcher Weise wird diese Problematik bei den GATT

-

Verhandlungen thematisiert und gelöst? 

36. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung gegebenen-
falls, solche Exporte zu verhindern oder mit Auflagen zu ver-
sehen? 

37. Welche negativen ökologischen Auswirkungen erwartet die 
Bundesregierung von einer Zunahme des Welthandels und 
dem damit verbundenen höheren Verkehrsaufkommen? 

38. Hält es die Bundesregierung für notwendig, für den Export 

von Waren grundsätzlich die gleichen Regeln hinsichtlich Pro-
duktbeschaffenheit, Kennzeichnung etc. anzuwenden wie für 
das Inverkehrbringen im Inland, und wie will sie diese Proble-
matik bei den laufenden GATT-Verhandlungen lösen? 

39. Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, den Export 
von hoch entwickelten Umwelttechnologien in Länder der 

Dritten Welt im Rahmen des GATT zu fördern? 

40. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, aus ökologischen 
Gründen unerwünschte Handelsströme (z. B. Tropenholz aus 
Primärwäldern) zum Beispiel durch Abgaben, deren Auf- 
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kommen Exportländern zustehen sollte, zu beschränken und 
dies im GATT-Regelwerk zu verankern? 

VIL Sonstiges 

41. Hält die Bundesregierung die Einführung ökologischer Min-

deststandards im internationalen Handel im Rahmen des 
GATT für sinnvoll? 

Wenn ja, welche Schritte will sie unternehmen, um dies durch-

zusetzen? 

42. Wie soll nach Auffassung der Bundesregierung die Einbezie-
hung der Reformländer Mittel- und Osteuropas einschließlich 

der Sowjetrepubliken in das GATT erfolgen? 

Welche Regelungen wären nach Auffassung der Bundesregie-
rung auf europäischer und internationaler Ebene notwendig, 
um die Handelschancen dieser Länder zu verbessern? 

43. Welche Haltung nimmt die Bundesregierung im Airbus-Disput 
zwischen den USA und der EG ein, der im Rahmen der GATT

-

Verhandlungen gelöst werden soll? 

Welche Rechtsgrundlage soll ihrer Ansicht nach beim Streit 
über die Subventionierung der Industrie für Zivilluftfahrzeuge 

angewendet werden, und wie soll sichergestellt werden, daß 
auch die amerikanische Seite ihre Subventionen in diesem Be-
reich offenlegt? 

Welche Haltung hat die Bundesregierung in dem laufenden 

Verfahren gegen die Subventionierung von Währungskurs-
differenzen für den Airbus durch die Bundesrepublik Deutsch-
land? 

44. Wie bewertet die Bundesregierung das Problem, daß im Zuge 

einer Liberalisierung des Welthandels Produkte auf den EG-
Markt gelangen können, die nach der Art und Weise ihrer 
Erzeugung keineswegs den EG-Umwelt- und Verbraucher-
schutznormen entsprechen, und wie will sie eine Verringe-
rung der EG-Wettbewerbsfähigkeit vermeiden, ohne daß es 
zu einem Umweltprotektionismus gegen Entwicklungsländer 

kommt? 

45. Welche Konsequenzen erwartet die Bundesregierung im Falle 
eines Fehlschlags der Verhandlungen der  GATT-Uruguay

-

Runde  für die Bundesrepublik Deutschland, und wie gedenkt 
sie darauf zu reagieren? 

Bonn, den 16. Oktober 1991 
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